
URTEIL DES GERICHTSHOFES
VOM 19. OKTOBER 1982 1

SA Roquette Frères
gegen Rat der Europäischen Gemeinschaften

„Isoglucose — Produktionsquoten"

Rechtssache 179/80

Leitsätze

Nichtigkeitsklage — Klage gegen eine Verordnung, die während des Verfahrens durch
eine neue Verordnung bestätigt wird — Abweisung der zwischenzeitlich gegen die neue
Verordnung eingereichten Klage als unbegründet — Gegenstandslos gewordene Weiterbe­
treibung des Verfahrens gegen die bestätigte Verordnung — Erledigung der Hauptsache

(EWG-Vertrag, Artikel 173)
In der Rechtssache 179/80

SA ROQUETTE FRÈRES, Lestrem (Pas-de-Calais), vertreten durch ihren stellver­
tretenden Generaldirektor Gérard Rousseaux im Beistand von Rechtsanwalt
Marcel Veroone, Rechtsanwaltskanzlei Veroone, Frevria, Letartre,
Paillusseau, Hoste, Dutat in Lille, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt
Loesch, 2, rue Goethe, Luxemburg,

Klägerin,

1 — Verfahrenssprache: Französisch.
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gegen

RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch den Direktor im Ju­
ristischen Dienst Daniel Vignes im Beistand von Herrn Arthur Brautigam,
Verwaltungsrat im Juristischen Dienst, Zustellungsbevollmächtigter: Herr
Douglas Fontein, Direktor der Direktion für Rechtsfragen der Europäischen
Investitionsbank, Luxemburg,

Beklagter,

und

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren
Rechtsberater Peter Gilsdorf im Beistand von Herrn Jacques Delmoly,
Mitglied ihres Jurisitischen Dienstes, Zustellungsbevollmächtigter: Herr
Mario Cervino, Rechtsberater der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude,
Luxemburg-Kirchberg,

Streithelferin,

wegen Nichtigerklärung der Verordnung Nr. 1592/80 des Rates vom
24. Juni 1980 über die Anwendung der Erzeugungsquotenregelungen für
Zucker und Isoglucose vom 1. Juli 1980 bis 30. Juni 1981 (ABl. L 160, S. 12),
soweit diese Verordnung die Erzeugungsquotenregelung für Isoglucose ge­
mäß der Verordnung Nr. 1111/77 des Rates vom 17. Mai 1977 zur Einfüh­
rung gemeinsamer Vorschriften für Isoglucose (ABl. L 134, S. 4) in der geän­
derten Fassung verlängert,

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten A. O'Keeffe, 'U. Everling und A. Chlöros, der Richter P. Pescatore,
Mackenzie Stuart, G. Bosco, T. Koopmans und O. Due,

Generalanwalt: G. Reischl
Kanzler: P. Heim

folgendes
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URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf
sowie die Anträge und das Vorbringen
der Parteien lassen sich wie folgt zusam­
menfassen:

I — Sachverhalt und Verfahren

A — Vorgeschichte des Rechtsstreits

1. Mit Vorabentscheidungsurteil vom
25. Oktober 1978 in den verbundenen
Rechtssachen 103/77 und 145/77 (Royal
Scholten-Honig (Holdings) Ltd./Interven-
tion BoardfiirAgricultural Produce; Tun­
nel Refineries Ltd./Intervention Board for
Agricultural Produce, Sig. 1978, 2037) hat
der Gerichtshof entschieden, daß die
Verordnung Nr. 1111/77 des Rates vom
17. Mai 1977 zur Einführung gemeinsa­
mer Vorschriften für Isoglucose (ABl. L
134, S. 4) insoweit ungültig war, als in
ihren Artikeln 8 und 9 eine Produktions­
abgabe für Isoglucose in Höhe von 5 RE
je 100 kg Trockenstoff für den dem Zuk-
kerwirtschaftsjahr 1977/78 entsprechen­
den Zeitraum eingeführt worden war.
Der Gerichtshof hat festgestellt, die
durch die vorgenannten Artikel einge­
führte Regelung verstoße gegen den all­
gemeinen Gleichheitsgrundsatz (im da­
maligen Fall bezogen auf Zuckerherstel­
ler und Isoglucosehersteller). Der Ge­
richtshof hat jedoch hinzugefügt, sein
Urteil belasse dem Rat die Befugnis, alle
mit dem Gemeinschaftsrecht zu vereinba­
renden zweckdienlichen Maßnahmen zu
ergreifen, um das Funktionieren des
Süßungsmittelmarkts sicherzustellen.

2. Aufgrund dieses Urteils erließ der
Rat, ohne die förmliche Stellungnahme
des Parlaments erhalten zu haben, auf
der Grundlage eines von der Kommis­
sion ausgearbeiteten Verordnungsent­
wurfs, bei dem das Parlament am 19.
März 1979 angehört worden war, die
Verordnung Nr. 1293/79 zur Änderung
der Verordnung Nr. 1111/77 (ABl.
L 162, S. 10, mit Berichtigung im ABl.
L 176, S. 37, Anhang). In den Bezugs­
vermerken der Verordnung Nr. 1293/79
steht jedoch der Hinweis „nach Konsul­
tation des Europäischen Parlaments".
Die Verordnung trat gemäß ihrem Arti­
kel 5 am 1. Juli 1979 in Kraft.

3. Die Verordnung Nr. 1293/79 än­
derte die Verordnung Nr. 1111/77 unter
Berücksichtigung des Urteils des Ge­
richtshofes vom 25. Oktober 1978 ab.
Aufgrund der Erwägung, daß das geeig­
netste Mittel zur Vermeidung einer Un­
gleichheit in der Behandlung der Zucker­
hersteller und Isoglucosehersteller sei,
die Isoglucoseproduktion den gleichen
Vorschriften zu unterwerfen, wie sie bis
zum 30. Juni 1980 für die Zuckerpro­
duktion gelten würden, wurde durch die
Verordnung Nr. 1293/79 als Übergangs­
maßnahme bis zu diesem Zeitpunkt ins­
besondere ein vorübergehendes Produk­
tionsquotensystem für Isoglucose einge­
führt (vgl. sechste Begründungserwä­
gung). Die Art und Weise der Zuteilung
und der Festsetzung der Quoten wurde
in der siebten Begründungserwägung be­
gründet. In der achten Begründungser­
wägung wurde auf die Notwendigkeit
hingewiesen, den Betrag der besonderen
Produktionsabgabe für die Isoglucose­
produktion festzusetzen.
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Diese verschiedenen Erwägungen wur­
den in der Regelung des Artikels 3 der
Verordnung konkretisiert, der nach Arti­
kel 7 der Verordnung Nr. 1111/77 fol­
genden Titel einfügte :

„TITEL II

Quotenregelung

Artikel 8

(1) Artikel 9 gilt für den Zeitraum vom
1. Juli 1979 bis 30. Juni 1980.

(2) Der Rat legt vor dem 1. Januar
1980 nach dem Verfahren des Artikels
43 Absatz 2 des Vertrages die ab 1. Juli
1980 geltende Regelung fest.

Artikel 9

(1) Jedem Unternehmen, das in der
Gemeinschaft gelegen ist und Isoglucose
erzeugt, wird für den in Artikel 8 Absatz
1 bezeichneten Zeitraum eine Grund­
quote zugewiesen.

Unbeschadet des Absatzes 3 entspricht
die Grundquote jedes der betreffenden
Unternehmen dem Zweifachen seiner ge­
mäß dieser Verordnung während des
Zeitraums vom 1. November 1978 bis
30. April 1979 festgestellten Produktion.

(2) Jedem Unternehmen, das über eine
Grundquote verfügt, wird ebenfalls eine
Höchstquote zugeteilt, die durch Multi­
plikation seiner Grundquote mit einem
Koeffizienten bestimmt wird. Dieser
Koeffizient ist der gleiche wie der gemäß
Artikel 25 Absatz 2 Unterabsatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 für
den Zeitraum vom 1. Juli 1979 bis zum
30. Juni 198Ó festgesetzte Koeffizient.

(3) Die in Absatz 1 genannte Grund­
quote wird gegebenenfalls in der Weise
berichtigt, daß die gemäß Absatz 2 fest­
gesetzte Höchstquote

— nicht mehr als 85 %,
— nicht weniger als 65 %
der technischen Jahresproduktionskapa­
zität des betreffenden Unternehmens be­
trägt.

(4) Die in Anwendung der Absätze 1
und 3 festgelegten Grundquoten sind für
jedes Unternehmen in Anhang II angege­
ben.

(5) Den Isoglucose erzeugenden Un­
ternehmen, die während des in Absatz 1
Unterabsatz 2 bezeichneten Zeitraums
nicht produziert haben, aber während
des in Artikel 8 Absatz 1 genannten Zeit­
raums nachweislich wieder eine fortlau­
fende Produktion aufgenommen haben,
wird eine Grundquote zugewiesen, die
ihrer während eines der nachstehenden
Zeiträume erreichten höchsten Produk­
tionsmenge entspricht:

— 1. August 1976 bis 31. Juli 1977,
— 1. Juli 1977 bis 30. Juni 1978.
Diesen Unternehmen wird eine nach Ab­
satz 2 festgesetzte Höchstquote zugewie­
sen.

(6) Den Unternehmen, die während
des in Artikel 8 Absatz 1 genannten Zeit­
raums eine fortlaufende Isoglucosepro-
duktion aufnehmen, wird eine Grund­
quote im Rahmen einer Gemeinschafts­
reserve in Höhe von 5 % der Summe der
nach Absatz 1 festgesetzten Grundquo­
ten zugeteilt.

(7) Die in dem in Artikel 8 Absatz 1
genannten Zeitraum erzeugte Isoglucose-
menge, die
— die Höchstquote des Unternehmens

übersteigt oder
— von einem über keine Grundquote

verfügenden Unternehmen hergestellt
worden ist,

darf auf dem Binnenmarkt der Gemein­
schaft nicht abgesetzt werden und muß
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in unverändertem Zustand ohne Anwen­
dung von Artikel 4 in Drittländer ausge­
führt werden.

(8) Für die hergestellte Isoglukose­
menge, die die Grundquote übersteigt,
ohne die Höchstquote zu überschreiten,
erheben die Mitgliedstaaten eine Produk­
tionsabgabe von dem betreffenden Iso-*
glucosehersteller.

Für den in Artikel 8 Absatz 1 genannten
Zeitraum ist die Höhe der Produktions­
abgabe für Isoglucose gleich dem Teil
der Produktionsabgabe für Zucker, der
gemäß Artikel 28 der Verordnung
(EWG) Nr. 3330/74 für das Zuckerwirt­
schaftsjahr 1979/80 festgesetzt wurde
und von den Zuckerherstellern zu tragen
ist.

(9) Der Rat bestimmt auf Vorschlag
der Kommission mit qualifizierter Mehr­
heit die Zuweisung der in den Absätzen
5 und 6 genannten Quoten und erläßt
bei Bedarf die Grundregeln für die An­
wendung dieses Artikels.

(10) Die Durchführungsbestimmungen
zu diesem Artikel, die insbesondere die
Erhebung eines Betrages auf die in Ab­
satz 7 genannte Isoglucosemenge, die in
dem in Artikel 8 Absatz 1 genannten
Zeitraum nicht in unverändertem Zu­
stand ausgeführt worden ist, sowie die
Höhe der in Absatz 8 genannten Pro­
duktionsabgabe vorsehen, werden nach
dem Verfahren des Artikels 12 erlassen."

Artikel 4 der Verordnung fügte in die
Verordnung Nr. 1111/77 folgenden An­
hang II ein:

„ANHANG II

Unternehmen Adresse des Sitzes Grundquote in Tonnen,
ausgedrückt in Trockenstoff

Maizena GmbH 2000 Hamburg 1,
Postfach 1000 28 000

Amylum SA 49, Rue de l'Intendant,
1020 Brüssel 56 667

Roquette Frères SA 17, Boulevard Vauban,
59000 Lille 15 887

SPAD 15063 Cassano Spinola,
Alessandria
Casella postale 1 5 863

Fabbriche riunite
Amido glucosio destrina, Spa

Piazza Erculea 9,
Mailand 10 706

Tunnel Refineries Ltd. Thames Bank House,
Greenwich,
London SE10 OPA 21 696"

4. Mit getrennten Urteilen vom 29. Ok­
tober 1980 in den Rechtssachen 138/79
(Roquette/Rat, Slg. 1980, 3333) und
139/79 (Maizena/Rat, Slg. 1980, 3393)
hat der Gerichtshof die Verordnung Nr.
1293/79 wegen Verletzung wesentlicher
Formvorschriften für nichtig erklärt, da

diese Verordnung ohne die nach Artikel
43 EWG-Vertrag erforderliche Anhö­
rung des Parlaments erlassen worden
war. In den Entscheidungsgründen dieser
Urteile hat der Gerichtshof jedoch alle
materiell-rechtlichen Angriffsmittel zu­
rückgewiesen, die gegen die durch diese
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Verordnung errichtete Erzeugungsquo­
tenregelung und insbesondere gegen die
Festsetzung der Grundquoten der Kläge­
rinnen in den beiden Rechtssachen ge­
richtet waren.

5. Mit Verordnung Nr. 1592/80 des
Rates vom 24. Juni 1980 (ABl. L 160, S.
12), die also während des Verfahrens in
den Rechtssachen 138/79 und 139/79 er­
lassen wurde, erklärte der Rat die Erzeu­
gungsquotenregelung für Isoglucose ge­
mäß Artikel 9 der Verordnung Nr.
1111/77 (in der Fassung der Verordnung
Nr. 1293/79) für die Zeit vom 1. Juli
1980 bis 30. Juni 1981 für anwendbar
und setzte außerdem fest, daß für diesen
Zeitraum die Grundquote für jedes Iso-
glucose erzeugende Unternehmen derje­
nigen entsprach, die während des Zeit­
raums vom 1. Juli 1979 bis zum 30. Juni
1980 Anwendung fand (Artikel 2).

B — Der Verfahrensablaufund damit zu­
sammenhängende Vorgänge

1. Die Gesellschaft französischen
Rechts Roquette Frères, die neben ande­
ren Erzeugnissen in ihrer Fabrik in
Lestrem (Pas-de-Calais) Isoglucose her­
stellt, hat mit Klageschrift, die am 21.
August 1980 in das Register der Kanzlei
des Gerichtshofes eingetragen worden
ist, beim Gerichtshof Klage erhoben auf
„Ungültigerklärung" der Vorschrift der
Verordnung Nr. 1592/80, mit der die
Quotenregelung verlängert wird, die sich
aus der geänderten Verordnung Nr.
1111/77 und Anhang II dieser Verord­
nung, in dem die Produktionsquote der
Klägerin für die Zeit vom 1. Juli 1980 bis
30. Juni 1981 festgelegt wird, ergibt.

2. In ihrem Schriftsatz mit der Über­
schrift „Ergänzung zur Klageschrift",
der am 8. November 1980 in das Regi­
ster der Kanzlei des Gerichtshofes einge­
tragen worden ist, beantragt die Kläge­
rin, den Rat zur Tragung der Kosten zu
verurteilen.

3. Mit Beschluß vom 17. Dezember
1980 hat der Gerichtshof die Kommis­
sion als Streithelferin zur Unterstützung
der Anträge des Rates zugelassen. Die
Kommission hat jedoch aus den nachfol­
genden Gründen auf Ausführungen zur
Begründetheit verzichtet.

4. Da der Rat offenbar fürchtete, daß
die Produktionsquoten für das Wirt­
schaftsjahr 1980/81 vom Gerichtshof für
nichtig erklärt würden, weil sie durch
Verweisung auf die Verordnung Nr.
1293/79 (vgl. die erste Begründungser­
wägung der Verordnung Nr. 1592/80)
festgesetzt worden waren, die in den
oben erwähnten Urteilen vom 29. Ok­
tober 1980 für nichtig erklärt worden
war, hat er am 10. Februar 1981 die bei­
den folgenden Verordnungen erlassen:

a) die Verordnung Nr. 387/81 zur Ände­
rung der Verordnung Nr. 1111/77
zur Einführung gemeinsamer Vor­
schriften für Isoglucose (ABl. L 44, S.
1). Diese Verordnung führt insbeson­
dere durch die Verweisung auf die
Vorschriften der Verordnung Nr.
1111/77 die Erzeugungsquotenrege­
lung rückwirkend zum 1. Juli 1979
wieder ein. Es ist zu beachten, daß
der Rat dieses Mal das Parlament an­
gehört hat (Stellungnahme vom 9. Fe­
bruar 1981);

b) die Verordnung Nr. 388/81 zur Ände­
rung der Verordnung Nr. 1592/80
(ABl. L 44, S. 4). Nach der zweiten
Begründungserwägung dieser Verord­
nung ist sie „zur Vermeidung jegli­
cher Rechtsunsicherheit hinsichtlich
der Gültigkeit des Artikels 2 der Ver-

. Ordnung (EWG) Nr. 1592/80" erlas­
sen worden. Zu diesem Zweck ist in
Artikel 1 der Verordnung ausdrück­
lich bestimmt, daß sich Artikel 2 der
Verordnung Nr. 1592/80 auf Artikel
9 der Verordnung Nr. 1111/77 in der
Fassung der Verordnung Nr. 387/81
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bezieht. Nach Artikel 2 der neuen
Verordnung gilt diese ab 1. Juli 1980.
Auch in diesem Fall wurde das Parla­
ment am 9. Februar 1981 vorher an­
gehört.

5. Der Rat hat in seiner Gegenerwide­
rung, die am 10. März 1981 in das Regi­
ster der Kanzlei des Gerichtshofes einge­
tragen worden ist, ein neues Verteidi­
gungsmittel im Sinne des Artikels 42 § 2
der Verfahrensordnung geltend gemacht.
Er hat nämlich vorgetragen, daß die
Veröffentlichung der Verordnungen
Nrn. 387/81 und 388/81 im Amtsblatt
den klägerischen Antrag auf Nichtig­
erklärung gegenstandslos gemacht habe.

6. In einem ergänzenden Schriftsatz,
der am 13. April 1981 in das Register der
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen
worden ist, hat die Klägerin auf das vom
Rat in seiner Gegenerwiderung vorge­
brachte neue Verteidigungsmittel geant­
wortet.

7. Das schriftliche Verfahren ist abge­
schlossen worden, ohne daß die Kom­
mission als Streithelferin schriftliche Aus­
führungen zur Begründetheit gemacht
hat. Sie hat (im Schreiben vom 16. März
1981) erklärt, daß sie sich in vollem Um­
fang dem Vorbringen des Rates an­
schließe und sich vorbehalte, nur in der
mündlichen Verhandlung Ausführungen
zu machen.

8. Der Gerichtshof hat auf Bericht des
Berichterstatters nach Anhörung des Ge­
neralanwalts beschlossen, die mündliche
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen.

II — Anträge der Parteien

In ihrer Klageschrift beantragt die Kläge­
rin,

— die Vorschrift der Verordnung Nr.
1592/80 vom 24. Juni 1980, in der
die Regelung verlängert wird, die
sich aus der geänderten Verordnung
Nr. 1111/77 und ihrem Anhang II
ergibt und die die für die Zeit vom
1. Juli 1979 bis 30. Juni 1980 festge­
setzte Produktionsquote für Isoglu-
cose in der Zeit vom 1. Juli 1980 bis
30. Juni 1981 für anwendbar erklärt,
insoweit für ungültig zu erklären, als
sie die Klägerin betrifft.

In einem als „Ergänzung zur Klage­
schrift“ überschriebenen Schriftsatz, der
am 7. November 1980 in das Register
der Kanzlei des Gerichtshofes eingetra­
gen worden ist, beantragt die Klägerin,
den Rat zur Tragung der Kosten zu
verurteilen.

In seiner Klagebeantwortung beantragt
der Rat, die Klage auf Nichtigerklärung
der Verordnung Nr. 1592/80 als unbe­
gründet abzuweisen und die Klägerin zur
Tragung der Kosten zu verurteilen.

Er ist der Ansicht, der Kostenantrag der
Klägerin, der nicht fristgerecht gestellt
worden sei, falle insbesondere unter Arti­
kel 173 EWG-Vertrag sowie Artikel 42
der Verfahrensordnung und sei gemäß
diesen Vorschriften unzulässig.

Die Klägerin stellt in ihrer Erwiderung
keine förmlichen Anträge, wendet sich
aber gegen die Einrede des Rates zur Zu-
lässigkeit des Kostenantrags. Nach Arti­
kel 173 sei zwar die Möglichkeit, auf
Nichtigerklärung eines rechtswidrigen
Rechtsakts zu klagen, auf zwei Monate
begrenzt, nicht aber ein Antrag auf Ver­
urteilung zur Tragung der Kosten.
Außerdem betreffe Artikel 42 der Ver­
fahrensordnung nur neue Angriffs- und
Verteidigungsmittel, und der Antrag auf
Verurteilung zur Tragung der Kosten sei
kein neues Angriffsmittel.

In seiner Gegenerwiderung beantragt der
Rat, die Klage auf Nichtigerklärung we-
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gen Rechtsmißbrauchs abzuweisen, ohne
die von der Klägerin vorgetragenen Rügen
zu prüfen. Dieses neue Verteidigungsmit­
tel gründe sich auf Artikel 42 § 2 der
Verfahrensordnung. Hilfsweise beantragt
der Rat, die Klage als unbegründet abzu­
weisen; für jeden Fall beantragt er, die
Klägerin zur Tragung der Kosten zu
verurteilen.

III — Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel der Parteien

Die Klägerin trägt in ihrer Klageschrift
vor, der Rat habe wiederum nicht den
Eingang der Stellungnahme, um die er
das Parlament ersucht habe, abgewartet,
ehe er die Verordnung Nr. 1592/80 er­
lassen habe. Am Anfang dieser Verord­
nung beziehe der Rat sich auf die „Stel­
lungnahme des Europäischen Parla­
ments", und der Text verweise auf fol­
gende Fußnote: ABl. C 97 vom 21. 4.
1980, S. 33. Aus dem Amtsblatt ergebe
sich jedoch, daß diese Verweisung sich
auf den Anfang eines langen Textes einer
vom Parlament am 26. März 1980 ange­
nommenen Entschließung beziehe und
diese Entschließung die Stellungnahme
des Parlaments zu

„I — der Mitteilung . der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften
an den Rat über die Verbesserung
der gemeinsamen Agrarpolitik im
Hinblick auf ein besseres Markt­
gleichgewicht und eine Rationali­
sierung der Aufgaben

II — den Vorschlägen der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften
an den Rat zur Festsetzung der
Preise für verschiedene landwirt­
schaftliche Erzeugnisse und zu
einigen flankierenden Maßnah­
men

den Währungsausgleichsbeträgen" ent­
halte.

Es könne daher festgestellt werden, daß
das Parlament zur Fassung der Verord­
nung Nr. 1592/80 nicht gehört worden
sei und der vom Rat aufgeführte Bezugs­
vermerk über die Stellungnahme des Par­
laments das Bemühen, eine zwingende
Formvorschrift zu beachten, zum Aus­
druck bringe, aber eigentlich inhaltsleer
sei.

Unter diesen Umständen könne man das
in Artikel 43 Absatz 2 EWG-Vertrag
aufgestellte Erfordernis nicht als erfüllt
ansehen.
Zur Begründetheit wiederholt die Kläge­
rin lediglich die von ihr im Rahmen der
Rechtssache 138/79 vorgetragenen Ar­
gumente.
Der Rat trägt in seiner Klagebeantwor­
tung vor, daß unter den Vorschlägen zur
Verbesserung der gemeinsamen Agrar­
politik (ABl. C 60 vom 10. März 1980)
unter III der „ Vorschlag einer Verordnung
(EWG) des Rates über die gemeinsame
Marktorganisation für Zucker und Isoglu-
cose" stehe.

Dieser Vorschlag habe zunächst die
Grundverordnung „Zucker", nämlich die
Verordnung Nr. 3330/74, ablösen sollen,
da die in dieser Verordnung vorgesehene
Quotenregelung am 1. Juli 1980 habe
auslaufen sollen.

In ihrem Vorschlag habe die Kommis­
sion sowohl für Zucker als auch für Iso-
glucose für die Dauer von fünf Jahren
eine Quotenregelung vorgesehen, die
einige wichtige Änderungen des Systems,
unter anderem eine Senkung der Quoten
für Zucker sowie für Isoglucose, umfaßt
habe. Im übrigen sei die vorgeschlagene
Regelung mehr oder weniger mit der für
Zucker und Isoglucose bereits geltenden
identisch gewesen.

Zu diesem Vorschlag habe das Parlament
seine Stellungnahme abgegeben, die im
Amtsblatt C 97 vom 21. 4. 1980, S. 33,
veröffentlicht worden sei. In dieser recht
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ausführlichen Stellungnahme zu der von
der Gemeinschaft in den kommenden
Jahren zu verfolgenden Zuckerpolitik
habe sich das Parlament gegen eine Sen­
kung der Quoten ausgesprochen (Nr.
49), wobei es die Kommission aufgefor­
dert habe, das Nötige zur Fortgeltung
der derzeitigen Regelung zu veranlassen
(Nr. 50), und schließlich eine Anpassung
der Regelung für Isoglucose an die Rege­
lung für Zucker gefordert (Nr. 53).

Vom Parlament sei somit eine sehr aus­
führliche Stellungnahme abgegeben wor­
den.

Wenn nun die Klägerin mit ihrer Rüge
eines Formfehlers ausdrücken wolle, daß
der Text der schließlich erlassenen Ver­
ordnung nichts mit dem Kommissions­
vorschlag gemein habe, so daß eine echte
Anhörung nicht stattgefunden habe, so
sei diese These ebenfalls unzutreffend.

Da der Rat nämlich nach Erhalt der Stel­
lungnahme des Parlaments sich nicht in
der Lage gesehen habe, sofort eine Ent­
scheidung hinsichtlich einer Senkung der
Quoten zu treffen, habe er es vorgezo­
gen, die bestehende Regelung (Verord­
nung Nr. 3330/74 für Zucker, Verord­
nung Nr. 1111/77 in der 1979 geänder­
ten Fassung für Isoglucose) bis zur Fest­
setzung der zukünftigen Regelungen
noch einmal für ein Wirtschaftsjahr zu
verlängern (s. 3. und 4. Begründungser­
wägung der Verordnung Nr. 1592/80).

Daraus ergebe sich, daß das Parlament
auf der Grundlage eines Kommissions­
vorschlags für den Zucker- und Isoglu-
cosesektor gehört worden sei, daß in
dem für fünf Jahre geltenden Vorschlag
eine Senkung der Quoten vorgesehen ge­
wesen sei, daß das Parlament sich gegen
diese Senkung ausgesprochen habe und
daß der Rat, da er nicht sofort über die
Senkung habe entscheiden wollen, es
vorgezogen habe, das bestehende System
um ein Jahr zu verlängern, was er mit

Erlaß eines von der Kommission nach
Artikel 149 des Vertrages geänderten
Vorschlags getan habe. Dies sei die Ver­
ordnung Nr. 1592/80.

Der Rat habe somit eine Regelung erlas­
sen, die der vom Parlament gewünschten
entsprochen habe, und da sie gegenüber
der Äußerung des Parlaments keine sub­
stantiellen Änderungen erfahren habe,
habe der Rat sie für eine kürzere Zeit bis
zu einer endgültigen Stellungnahme er­
lassen.

Die Rüge des Formmangels sei daher in
jedem Fall zurückzuweisen.

Der Rat weist sämtliche materiell-rechtli­
chen Angriffsmittel aus denselben Grün­
den zurück, die er auch in der Rechts­
sache 138/79 vorgetragen hat.

In ihrer Erwiderung trägt die Klägerin
ein neues Angriffsmittel vor, das sie auf
die neue Tatsache stützt, daß in den Ur­
teilen des Gerichtshofes vom 29. Ok­
tober 1980 die Verordnung Nr. 1293/79
für nichtig erklärt worden ist.

Nach Ansicht der Klägerin erstreckt sich
nämlich die Nichtigkeit der Verordnung
Nr. 1293/79 auch auf die Verordnung
Nr. 1592/80, soweit diese nur eine Ver­
längerung jener Verordnung sei. Die
Rechtswidrigkeit der Verordnung Nr.
1592/80 folge notwendigerweise und so­
gar automatisch aus der in den genann­
ten Urteilen festgestellten Rechtswidrig­
keit.

Zur Zulässigkeit dieses Angriffsmittels
trägt die Klägerin vor, die Voraussetzun­
gen des Artikels 42 § 2 der Verfahrens­
ordnung seien erfüllt.

Hinsichtlich der Stellungnahme des Parla­
ments betont die Klägerin, daß dieses
niemals zu einem Vorschlag für eine
Verlängerung der früheren Regelung ge­
hört worden sei. Dies ergebe sich aus
den im Amtsblatt vom 21. April 1980
veröffentlichten Texten sowie aus der
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Antwort des Rates auf eine Frage des
Gerichtshofes in der mündlichen Ver­
handlung in der Rechtssache 138/79.

Die Klägerin erklärt abschließend, sie
halte die von ihr früher vorgetragenen
materiell-rechtlichen Angriffsmittel nicht
aufrecht, zumindest soweit dieses Vor­
bringen in den Urteilen des Gerichts­
hofes vom 29. Oktober 1980 bereits
berücksichtigt worden sei.

In seiner Gegenerwiderung macht der
Rat geltend, die Veröffentlichung der
Verordnungen Nrn. 387/78 und 388/81,
die beide den Wortlaut des vom Rat un­
verändert übernommenen Kommissions­
vorschlags wiedergäben und vom Rat
nach Anhörung des Parlaments am 9. Fe­
bruar 1981 erlassen worden seien, habe
die von der Klägerin erhobene Nichtig­
keitsklage gegenstandslos gemacht.

Im übrigen weise dieser Fall viele Ähn­
lichkeiten mit dem vom Gerichtshof in
der Rechtssache 243/78 (Simmenthai/
Kommission, Slg. 1980, 593, Randnum­
mer 9 der Entscheidungsgründe des Ur­
teils) entschiedenen Fall auf, so daß eine
Weiterbetreibung des Verfahrens als
Rechtsmißbrauch angesehen werden
könne (a.a.O. Randnummer 11). Der
Gerichtshof müsse die Klage also aus
diesem Grund sogar ohne Prüfung der

von der Klägerin vorgetragenen Rügen
abweisen.
Dieses neue Vorbringen beruhe auf Arti­
kel 42 § 2 der Verfahrensordnung.
Ansonsten macht der Rat Ausführungen
zur Abweisung der Klage als unzulässig
und unbegründet.
In ihrem ergänzenden Schriftsatz erklärt
die Klägerin unter anderem, daß die Si­
tuation im vorliegenden Fall in Wirklich­
keit ganz anders sei als die in der
Rechtssache Simmenthai. Streng genom­
men könne man von einer Erledigung
der Hauptsache sprechen. Dementspre­
chend bestehe für die Klägerin kein
Grund zur Klagerücknahme. Sie stelle es
dagegen in das Ermessen des Gerichts­
hofes, die Hauptsache für erledigt zu
erklären.
In jedem Fall beantragt die Klägerin, die
Kosten dem Rat aufzuerlegen.

IV — Mündliche Verhandlung

Die Firma Roquette Frères, vertreten
durch Rechtsanwalt Veroone, und der
Rat, vertreten durch Herrn Vignes, sind
in der Sitzung vom 8. Juli 1981 erschie­
nen. Der Generalanwalt hat seine Schluß­
anträge am Schluß der Sitzung vorgetra­
gen.

Entscheidungsgründe

1 Die Gesellschaft französischen Rechts Roquette Frères hat mit Klageschrift,
die am 21. August 1980 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist,
gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag Klage auf teilweise Nichtigerklä­
rung der Verordnung Nr. 1592/80 des Rates vom 24. Juni 1980 über die
Anwendung der Erzeugungsquotenregelungen für Zucker und Isoglucose
vom 1. Juli 1980 bis 30. Juni 1981 (ABl. L 160, S. 12) erhoben. Genauer
gesagt hat die Klägerin beantragt, Artikel 2 dieser Verordnung „für ungültig
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zu erklären". In Absatz 1 dieses Artikels wird die Produktionsquotenrege­
lung für Isogiukose verlängert, die für die Zeit vom 1. Juli 1979 bis 30. Juni
1980 durch die Verordnung Nr. 1293/79 vom 25. Juni 1979 (ABl. L 162,
S. 10, mit Änderung im ABl. L 176, S. 37) in die Verordnung Nr. 1111/77
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Einführung gemeinsamer Vorschriften für
Isoglukose (ABl. L 134, S. 4) eingefügt worden ist. Nach Absatz 2 dieses
Artikels entspricht die Grundquote für jedes Isoglucose erzeugende Unter­
nehmen für die Zeit vom 1. Juli 1980 bis 30. Juni 1981 derjenigen, die in der
Zeit vom 1. Juli 1979 bis 30. Juni 1980 Anwendung fand.

2 Es ist festzustellen, daß die Verordnung Nr. 1592/80 des Rates während des
Verfahrens erlassen wurde, das zur Nichtigerklärung der Verordnung
Nr. 129' 79 durch Urteile des Gerichtshofes vom 29. Oktober 1980 in den
Rechtssachen 138/79 (Roquette/Rat, Slg. 1980, 3333) und 139/79 (Maizena/
Rat, Slg. 1980, 3393) führte, da die Verordnung ohne die nach Artikel 43
EWG-Vertrag notwendige Anhörung des Parlaments erlassen worden war.
In den Gründen dieser Urteile hat der Gerichtshof jedoch alle in den beiden
Rechtssachen vorgetragenen materiell-rechtlichen Angriffsmittel gegen das
durch diese Verordnung für Isoglucose eingeführte Produktionsquoten­
system und insbesondere gegen die Festsetzung der Grundquoten für die
Klägerinnen zurückgewiesen.

3 In ihrer Klageschrift macht die Klägerin geltend, der Rat habe die Verord­
nung Nr. 1592/80 ohne Anhörung des Parlaments erlassen. Zur Begründet­
heit beschränkt sie sich auf eine Wiederholung ihrer im Rahmen der Rechts­
sache 138/79 vorgetragenen Argumente, die bereits vom Gerichtshof in dem
vorerwähnten Urteil in dieser Rechtssach zurückgewiesen worden sind. In
ihrer Erwiderung trägt sie darüber hinaus vor, die Nichtigkeit der Verord­
nung Nr. 1293/79 erstrecke sich auch auf die Verordnung Nr. 1592/80, so­
weit diese nur eine Verlängerung jener Verordnung sei. Die Rechtswidrigkeit
der Verordnung Nr. 1592/80 ergebe sich notwendigerweise aus der in die­
sem Urteil festgestellten Rechtswidrigkeit. Die Klägerin erklärt abschließend,
daß sie die in ihrer Klage angeführten materiell-rechtlichen Angriffsmittel
nicht mehr aufrechterhalte.

4 Es ist darauf hinzuweisen, daß der Rat, während diese Rechtssache vor dem
Gerichtshof anhängig war, am 10. Februar 1981 die beiden folgenden Ver­
ordnungen erlassen hat, nachdem er am 9. Februar 1981 die Stellungnahme
des Parlaments erhalten hatte:
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a) die Verordnung Nr. 387/81 zur Änderung der Verordnung Nr. 1111/77
zur Einführung gemeinsamer Vorschriften für Isoglucose (ABl. L 44,
S. 1). Diese Verordnung führt insbesondere durch die Verweisung auf die
Vorschriften der Verordnung Nr. 1111/77 die Erzeugungsquoten­
regelung rückwirkend zum 1. Juli 1979wieder ein;

b) die Verordnung Nr. 388/81 zur Änderung der Verordnung Nr. 1592/80
(ABl. L 44, S. 4). Nach ihrer zweiten Begründungserwägung ist diese
Verordnung „zur Vermeidung jeglicher Rechtsunsicherheit hinsichtlich
der Gültigkeit des Artikels 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1592/80" erlas­
sen worden. Zu diesem Zweck ist in Artikel 1 der Verordnung bestimmt,
daß sich Artikel 2 der Verordnung Nr. 1592/80 auf Artikel 9 der Verord­
nung Nr. 1111/77 in der Fassung der Verordnung Nr. 387/81 bezieht.
Nach Artikel 2 der Verordnung Nr. 388/81 gilt diese ab 1. Juli 1980.

5 Der Rat hat in seiner Gegenerwiderung ein neues Verteidigungsmittel im
Sinne des Artikels 42 der Verfahrensordnung vorgebracht, wonach der
Rechtsstreit aufgrund des Erlasses der beiden genannten Verordnungen ge­
genstandslos geworden sei. Darüber hinaus ist er der Ansicht, die Klägerin
habe kein Klageinteresse mehr und eine Weiterbetreibung des Verfahrens
könne als Rechtsmißbrauch angesehen werden.

6 In einem ergänzenden Schriftsatz hat die Klägerin auf das neue Vorbringen
des Rates entgegnet, daß sie nicht beabsichtige, die Klage zurückzunehmen,
sondern die Frage, ob die Hauptsache für erledigt zu erklären sei, in das
Ermessen des Gerichtshofes stelle.

7 Obwohl die Klägerin ihre Klage in der vorliegenden Rechtssache aufrechter­
halten hat, hat sie mit Klageschrift, die am 7. Mai 1981 in das Register der
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen worden ist, Klage auf Nichtigerklä­
rung der Ratsverordnungen Nrn. 387/81 und 388/81 erhoben. Mit Urteil
vom 30. September 1982 hat der Gerichtshof diese Nichtigkeitsklage als un­
begründet abgewiesen.

8 Aufgrund all dieser Erwägungen ist festzustellen, daß die Klägerin kein In­
teresse mehr an der etwaigen Nichtigerklärung der Verordnung Nr. 1592/80
hat, da die Vorschriften, deren Nichtigerklärung sie anstrebt, zwischenzeit­
lich durch eine Verordnung bestätigt worden sind, gegen die die Klägerin

3634



ROQUETTE FRÈRES / RAT

eine Nichtigkeitsklage erhoben hat, die in dem erwähnten Urteil als unbe­
gründet abgewiesen worden ist.

9 Somit ist der Rechtsstreit in der Hauptsache für erledigt zu erklären.

Kosten

10 Erklärt der Gerichtshof die Hauptsache für erledigt, so entscheidet er nach
Artikel 69 § 5 der Verfahrensordnung über die Kosten nach freiem Ermes­
sen.

11 Hätte die Klägerin nach Kenntnisnahme von den durch die beiden Verord­
nungen vom 10. Februar 1981 vorgenommenen Änderungen der streitigen
Verordnung die Klage zurückgenommen, so wäre festzustellen gewesen, daß
die Rücknahme durch das Verhalten des Rates gerechtfertigt war und dieser
die Kosten zu tragen hatte.

12 Aus dem Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache 110/81 ergibt sich
jedoch, daß die von der Klägerin zur Begründung der vorliegenden Klage
geltend gemachte Rechtswidrigkeit, selbst wenn sie bestanden hätte, durch
den Erlaß der Verordnung Nr. 388/81 geheilt worden ist und die Klägerin
seitdem kein Interesse an der Weiterbetreibung des Verfahrens mehr hat.

1 3 Aufgrund dieser Erwägungen erscheint es billig, daß jede Partei ihre eigenen
Kosten trägt.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

für Recht erkannt und entschieden:

1. Der Rechtsstreit ist in der Hauptsache erledigt.
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2. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten.

Mertens de Wilmars O'Keeffe Everling Chloros

Pescatore Mackenzie Stuart Bosco Koopmans Due

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 19. Oktober 1982.

Der Kanzler

P. Heim

Der Präsident

J. Mertens de Wilmars

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL
VOM 8. JULI 1981

Herr Präsident,
meine Herren Richter,
in der vorliegenden Sache ist die Haupt­
sache erledigt; und nach Artikel 69 § 5
der Verfahrensordnung entscheidet dem­
nach der Gerichtshof über die Kosten
nach freiem Ermessen.
Wenn man die Aussichten der Klage im
letzten Stand beurteilt, dann bliebe
eigentlich nur noch ein einziges Angriffs­
mittel übrig, nämlich die Behauptung,
die Verordnung, gegen die sich die
Klage richtete, sei ohne die erforderliche
Anhörung des Parlaments ergangen. Ich
glaube nicht, daß das begründet wäre,
denn das Parlament hatte zwar nicht zu
dieser speziellen Verordnung Stellung

genommen, aber zu dem Entwurf einer
Verordnung, die eine Quotenregelung
für fünf Jahre enthalten sollte. Darin, das
heißt, wenn das Parlament einer umfas­
senderen Neuregelung zustimmt, liegt
meines Erachtens auch die Zustimmung
zu einer Verlängerung der entsprechen­
den bisherigen Regelung.
Es ist ja auch bezeichnend, daß das Par­
lament, das im ersten Fall (Rechtssache
138/79, Roquette Frères/Rat der Euro­
päischen Gemeinschaften, Urteil vom 29.
10. 1980) interveniert hatte, diesem Ver­
fahren nicht beigetreten ist. Ich glaube,
daß auch das Parlament der Auffassung
ist, daß seine Rechte im vorliegenden
Fall nicht verkürzt worden sind.

Die Klage wäre also wohl nicht begründet gewesen. Trotzdem würde ich
vorschlagen, daß der Gerichtshof die Kosten gegeneinander aufhebt, also
verfügt, daß jede Partei ihre eigenen Kosten trägt.
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